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20. Februar 2008

Pressemitteilung

Landkreistag Sachsen-Anhalt fordert kommunale 

Zuständigkeit für die Umsetzung von „Hartz IV“
Das Bundesverfassungsgericht hat am 20. Dezember 2007 verkündet, dass die umstrittenen „Hartz IV“-Arbeitsgemeinschaften zwischen Landkreisen und Bundesagentur für Arbeit verfassungswidrig sind und gleichzeitig dem Bundesgesetzgeber aufgegeben, spätestens bis Ende des Jahres 2010 neue Regelungen zur Organisation des SGB II zu treffen.
Mit den Auswirkungen dieser Entscheidung befasste sich das Präsidium des Landkreistages Sachsen-Anhalt in seiner Sitzung am 19. Februar 2008 in Magdeburg und stellte einstimmig fest, dass sich die kommunale Aufgabenerfüllung in den fünf sachsen-anhaltischen Options(alt)landkreisen nachweisbar bewährt hat. 

„Der besondere Vorteil der kommunalen Trägerschaft liegt in der Gewährung aller Leistungen aus einer Hand und der bestmöglichen Nutzung der bewährten Netzwerke vor Ort. Eine umfassende kommunale Trägerschaft bei abgesicherter Finanzierung durch den Bund wird eindeutig den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Neuorganisation des SGB II am besten gerecht“, erklärte der Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt, Landrat Dr. Michael Ermrich, nach der Sitzung. „Wir unterstützen deshalb nachdrücklich den Deutschen Landkreistag in seiner Forderung an den Bundesgesetzgeber, die guten Erfahrungen aus dem Optionsmodell ernst zu nehmen und hieraus eine dauerhaft zukunftsfähige Organisation für das SGB II zu entwickeln. Gleichzeitig bitten wir unsere Landesregierung, im Rahmen ihrer Möglichkeiten „gesetzgeberische Schnellschüsse“ des Bundes zu verhindern“, so Dr. Ermrich. 

Das von BMAS und BA aktuell vorgeschlagene Organisationsmodell eines „kooperativen Jobcenters“ wird vom Präsidium des Landkreistages nachdrücklich abgelehnt. „Es löst keine Organisationsprobleme von „Hartz IV“ sondern verstärkt sie zulasten der kommunalen Ebene. Die Landkreise würden nahezu jeden Einfluss auf die Umsetzung des SGB II verlieren. Im Übrigen fehlen bei diesem Modell die dringend notwendigen Finanzierungsregelungen für die Belastungen, die den Landkreisen aus der Umsetzung des SGB II entstehen“, begründete Landkreistagspräsident Dr. Ermrich die Ablehnung des Präsidiums. Gleichzeitig kündigte er an, dieses wichtige Thema im Landräte-Seminar am 28./29. Februar 2008 mit allen Kollegen beraten zu wollen.
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